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Emirates Palace Hotel:
MLM-Firmen tagen,  
wo Regierungen 
Weltgeschichte 
geschrieben haben.

Prof. Dr. Dr. med. Kurt Zänker:
Wir brauchen keine 

Nahrungsergänzung. Oder doch?

15 Jahre ENERGETIX Bingen:
Der erfolgreiche 

Magnetschmuck-Direktvertrieb 
bereitet sich auf sein 

Jubiläumsevent in Berlin vor.

www.seitz-mediengruppe.de

PM-International:
Erneut unter den  

innovativsten Top 100 
Mittelständlern 
Deutschlands.

EUROPAS GRÖSSTE WIRTSCHAFTSZEITUNG FÜR DEN DIREKTVERTRIEB

WWW.NETWORK-KARRIERE.COM 07.2017

Z
K

Z
 6

6
6
8
5

4,
25

 €
 

FDP-GENERALSEKRETÄRIN 
NICOLA BEER

„SCHEITERN DARF  
KEIN STIGMA SEIN –  

ERFOLG KEIN GRUND 
FÜR NEID“
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RECHT

VW-AFFÄRE: FRAGLICHER SCHADEN – 
HÖCHST FRAGLICHER BETRUG?

vor „illegalen Praktiken im Zusam­

menhang mit Abgaswerten“ dem 

Aufsichtsrat zur Kenntnis gebracht 

haben sollen. Dies wären Hinwei­

se auf existenzgefährdendes 

Organisationsverschulden in 

der Kommunikation.

Es gibt in großen Unter­

nehmen jede Menge an 

Wichtigtuern und Be­

denkenträgern. Sie zeich­

nen sich dadurch aus, 

dass sie sich ihrer Sa­

che selbst nicht sicher 

sind, sie auch nicht wei­

ter verfolgen, und es bei 

einer einmaligen Mel­

dung belas­

sen. Es 

ist ein absolut sinnvoller Test, die 

Ernsthaftigkeit ihrer Bedenken da­

durch festzustellen, dass man ihnen 

zeigt, dass man sie nicht ernst nimmt. 

Wer ernsthaft bemüht ist, wird sich 

dadurch nicht abschrecken lassen, 

und die Sache nicht auf sich beru­

hen lassen. Jedenfalls wäre es un­

sinnig, jeder solchen Meldung mit 

Intensität nachzugehen.

Marketing statt Rechtsberatung ?

Gewiss ist es vertrauenserwecken­

der für VW, wenn jemand vorsätz­

lich dafür verantwortlich ist, der nun 

beseitigt ist, als wenn herauskäme, 

dass VW überall exportiert, obwohl 

VW vielleicht nur ahnungslos war, 

welche rechtlichen Risiken dort da­

mit eingegangen werden. Mancher 

Konzern musste seinen Mitarbeitern 

nachträglich ein Reiseverbot aufer­

legen, weil im Ausland mit Verhaf­

tung oder Auslieferung zu rechnen 

gewesen wäre.

Soll man den Aktionären sagen, dass 

man ganz ahnungslos dort hinein­

geraten ist und dies überall immer 

wieder passieren kann, auch noch 

viel schlimmer? Da ist es doch bes­

ser, man präsentiert den Schuldi­

gen – lässt ihn zurücktreten, und 

verfährt mit weiteren „Verantwortli­

chen“ ebenso – zurück bleibt ein ge­

säubertes Unternehmen, dem man 

trauen kann.

VW ist – hoffentlich – keine Ver-

brecherorganisation, genauso we-

nig wie Microsoft, BP, die FIFA oder 

Wirtschaftsprüfer (WPs) russischer 

Firmen. Sicherlich hat VW die ob-

jektiven Umstände nur rechtlich vor-

beugend bzw. etwas zugegeben, 

von dem man vielleicht bis heute 

gar nicht genau wusste, ob man es 

überhaupt getan hat – es aber wohl 

geglaubt hat. Was aber – natürlich 

wie die Realität zeigt – nicht vor 

Klagen vielleicht böswilliger oder 

geldgieriger Anwälte und deren 

Mandanten schützt.

Wenn elf Millionen Fahrzeu­

ge zu je nur 20.000 Euro 

Netto-Verkaufspreis betroffen sind, 

macht dies 220 Mrd. Euro Einnah­

men, die auch mit der Werbung mit 

der Umweltfreundlichkeit entstan­

den sind.

Zudem konnte damit eine Marktein­

führung erreicht werden und ein 

Händlernetz sowie Produktionska­

pazität aufgebaut werden, weltweit, 

das die künftige Situation sichert. Er­

fahrungsgemäß werden Krisen die­

ser Art rasch überstanden – dann 

kommen die in dieser Zeit gewon­

nenen Vorteile zu Tage.

Rein wirtschaftlich gesehen könnte 

es also Sinn gemacht haben, diese 

Risiken sogar bewusst einzugehen, 

statt mit der Wahrheit zu arbeiten. 

Rechnete die Geschäftsleitung glaub­

haft mit einem sicheren Gewinn, wird 

man wegen Vorsatzlosigkeit kaum zu 

einer Verurteilung kommen können.

Ggf. ist also gar kein Schaden ent­

standen, sondern es überwiegt der 

Nutzen. Ohne die damaligen Maß­

nahmen hätte VW vielleicht ein 

geringeres Vermögen heute und 

wäre weltweit für die Zukunft 

schlechter aufgestellt. Mit 

dann der Frage, wo die Ba­

sis sein soll, von jemand 

Schadenersatz zu verlan­

gen, wenn nun ein ver­

gleichsweise noch güns­

tiger Preis für die erlang­

ten Vorteile gezahlt wer­

den muss. So könnte 

auch eine D&O argumen­

tieren. Für einen Even­

tualpreis, den man für er­

langte Vorteile bewusst 

zu zahlen bereit war, aber 

gerne doch auch noch ein­

gespart hätte, zahlt doch keine 

Versicherung. Obwohl deren Zah­

lung natürlich auch Teil des Kalküls 

sein kann. Ebenso wie mit Winter­

korns Gehalt dessen eingegangenes 

Risiko abgegolten werden konnte.

Objektiv keine Betrugsabsicht

Wenig glaubhaft erscheint, dass man 

von den Ereignissen überrascht wur­

de. Es ist unwahrscheinlich, dass man 

betrügen wollte oder dies auch nur 

in objektivem Sinn getan hat. Dass 

eine US-Behörde dies anders se­

hen konnte, lag aber im Bereich des 

Möglichen, wenn man die gesetzli­

chen technischen Vorgaben bis an 

die vermeintlich noch sicheren Gren­

zen ausgelegt hat. Fraglich ist, ob 

es ir­

gendwo 

bei VW ein aus­

gearbeitetes Szenario für 

diesen Fall gab, das man heute fin­

den könnte. Die Beseitigung einiger 

weniger „Schuldiger“ ist jedoch ein 

effizientes Mittel, auch den Reputa­

tionsschaden weiter zu begrenzen. 

Vorstand und Juristen können wohl 

jeden Techniker davon überzeugen, 

eine geeignete Neubewertung sei­

ner vermeintlich erkannten „Rechts“-

Risiken vorzunehmen, oder es wird 

jemand anderes mit der Bewertung 

beauftragt und der Betreffende er­

fährt davon nichts. In einem arbeits­

teiligen Unternehmen ist dies mög­

lich. Sollte jemand dann doch nicht 

anderer Meinung sein, gibt es bei vie­

len Unternehmen Methoden, um zu 

überzeugen, und sei es nur, damit 

eingeräumt wird, dass die eigene 

Meinung evtl. auch falsch sein kann, 

z. B. weil der Techniker seine eigene 

eigenwillige Auslegung unbestimm­

ter Rechtsbegriffe unterstellt.

Vorsatzlosigkeit trotz Geständnis?

Vorsatz muss bei VW nicht deshalb 

anzunehmen sein, weil VW ein­

räumt, dass eine „illegale“ Abschalt­

vorrichtung vorgelegen habe. Denn 

dies ist eine rechtliche Würdigung, 

die sich aus den zugrundeliegenden 

Tatsachen gar nicht unmittelbar er­

gibt. Dies ist nämlich nicht einfach 

damit zu begründen, dass die Vor­

richtung gelegentlich oder in vielen 

Situationen abschaltet. Sie muss viel­

mehr sozusagen im Betrieb fast im­

mer abschalten, ohne dass dies ob­

jektiv erforderlich wäre. Es kann aber 

erforderlich gewesen sein, um die 

Wartungsintervalle einzuhalten.

VW hätte in USA seine Kfz auch mit 

höheren Grenzwerten zulassen kön­

nen, die dann im Normalbetrieb öf­

ters ein­

zuhalten gewe­

sen wären. Es gibt 

keine derart niedri­

gen Vorgaben, und 

auch nicht die Verpflich­

tung, dass diese im Nor­

malbetrieb im Mittel eingehal­

ten werden. Es geht also darum, 

dass VW selbst mit den niedrigen 

Werten operiert und geworben hat. 

Man könnte argumentieren, dass 

durch die Schadstoffe Krankheiten 

und Todesfälle entstanden sind, die 

bei nicht irreführender Werbung 

nicht entstanden wären, weil die Pro­

dukte von VW nicht verkauft wor­

den wären. Konkret: keine Diesel-, 

sondern Benzin-Fahrzeuge oder Elek­

tro-Fahrzeuge. Es wurde ja gerade 

damit geworben – und dies war für 

den Verkauf von Diesel ausschlag­

gebend – dass die Fahrzeuge be­

sonders sauber seien.

Ein Kläger müsste nachweisen, dass 

ein Unternehmen nicht nur in der 

Vergangenheit groß angelegten Be­

trug begangen hat, sondern dass 

die Betrügereien weitergehen und 

die „Wahrscheinlichkeit der Fortset­

zung des kriminellen Verhaltens“ 

besteht. Das dürfte schwierig sein 

– da mehr Verantwortliche aus den 

oberen bis zu mehr als drei Füh­

rungsebenen das Unternehmen in­

zwischen auch zur Schadensbe­

grenzung verlassen mussten.

Verhängnisvoll könnte sich auswir­

ken, dass ein Zulieferer von Soft­

ware zur Abgasregulierung bereits 

2007 vor der illegalen Verwendung 

gewarnt haben soll („nur zu Test­

zwecken“) – und die Revision erst 

dieses Jahr eine seit 2011 bekannte 

Warnung aus dem eigenen Hause 
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Peter A. Schramm
Sachverständiger für Versiche­

rungsmathematik (Diethardt), 

Aktuar DAV, öffentlich bestellt 

und vereidigt von der IHK 

Frankfurt am Main für Versiche­

rungsmathematik in der priva­

ten Krankenversicherung.

www.pkv-gutachter.de

Dr. Johannes Fiala
Rechtsanwalt (München), MBA 

Finanzdienstleistungen (Univ.), MM (Univ.),  

Geprüfter Finanz- und Anlageberater (A.F.A.), Lehrbeauftragter für 

Bürgerliches- und Versicherungsrecht (Univ.) und Bankkaufmann.

www.fiala.de
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